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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Bremer, Eilers (Wilhelmshaven) 
und Genossen 
- Drucksache 7/3513 - 

betr. Aufbau eines juristischen Informationssystems 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 30. April 
1975 - 1282/13 - 9093/75 - die Kleine Anfrage wie folgt be- 
antwortet: 


1. Wann wird die Bundesregierung in Erfüllung des Kabinetts- 
beschlusses vom 12. September 1973 das zu dokumentierende 
Teilgebiet des Privatrechts bestimmen? 

Das innerhalb der Entwicklungsphase des automatisierten 
Informationssystems „JURIS" nach dem Kabinettsbeschluß vom 
12. September 1973 zu dokumentierende Teilgebiet des Privat- 
rechts ist bestimmt worden. Es werden das Recht der unerlaub- 
ten Handlungen einsdiließlidi der Berechnung der Schadens- 
ersatzansprüche, das Versicherungsrecht und das Straßenver- 
kehrsrecht einschließlich des Verkehrsstrafrechts dokumentiert 
werden. 


2. Haben für den Bereich der ordentlichen Gerichtsbarkeit zustän- 
dige Instanzen zu dem genannten Kabinettsauftrag Stellung 
genommen, gegebenenfalls mit welchem Ergebnis? 

Es liegen mehrere Stellungnahmen vor. 

Das Justizministerium Baden-Württemberg führte in seinem 
Schreiben vom 12. August 1974 aus, daß „nur durch die Hinzu- 
nahme eines . . . Rechtsgebiets aus der ordentlichen Gerichts- 
barkeit eine Grundlage für das spätere ,Ausbausystem' geschaf- 
fen werden" könne. Es teilte mit, es halte an der bereits früher 
„bekundeten Bereitschaft einer aktiven Beteiligung des Ober- 
landesgerichts Stuttgart" fest. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer schlug in ihrem Schreiben 
vom 27. August 1974 „in Übereinstimmung mit früheren Äuße- 
rungen" ihres Ausschusses „Juristisches Informationssystem" 
vor, den „Bereich des Straßenverkehrsrechts" als zu dokumen- 
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tierendes Teilgebiet des Privatrechts auszu wählen, weil es 
durch das „Ineinandergreifen des allgemeinen Zivilrechts und 
verschiedener Spezialgesetze (BGB, StVG, VVG, StGB usw.)" 
besonders geeignet sei. Die 36. Hauptversammlung der Bun- 
desrechtsanwaltskammer forderte am 18. Oktober 1974 eben- 
falls die Einbeziehung und Bestimmung eines Teilgebiets des 
Privatrechts. 

Die Bund-Länder-Kommission für Datenverarbeitung begrüßte 
auf ihrer 16. Sitzung Anfang Oktober 1974 die Erwägung, das 
Straßenverkehrsrecht zu dokumentieren. 

Die Justizminister und -Senatoren faßten auf ihrer 44. Kon- 
ferenz am 14./15. November 1974 den Beschluß, daß „frühzeitig 
auch ein Sachgebiet der ordentlichen Gerichtsbarkeit in das 
Juristische Informationssystem einbezogen werden" sollte. 

Der Deutsche Richterbund schlug in seinem Schreiben vom 
18. November 1974 vor, das Straßenverkehrsrecht auszuwählen. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung, Erfahrungen in der Anwen- 
dung des juristischen Informationssystems praxisnah unter Be- 
rücksichtigung der Anwaltschaft und der Richter in der ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit zu gewinnen? 


Zu den wesentlichen Aufgaben der Entwicklungsphase gehört 
es, Erfahrungen über das Verhalten der Benutzer im Umgang 
mit der automatisierten Dokumentation zu sammeln und Er- 
kenntnisse über die Anforderungen an das System praxisnah 
zu gewinnen. Die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit wer- 
den durch die Dokumentation eines Teilgebiets des Privatrechts 
einbezogen. Die Anwaltschaft kommt als Benutzer aller Doku- 
mentationen in Frage. 


4. Wie groß ist der Anteil der im Bereich der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit tätigen Juristen im Verhältnis zu den im Bereich 
der Finanzgerichtsbarkeit und der Sozialgerichtsbarkeit tätigen 
Juristen? 

Von den insgesamt 14 054 Richtern der Bundesrepublik - Stand: 
1. Januar 1975 - sind 11 203 an den ordentlichen Gerichten, 340 
an den Gerichten der Finanzgerichtsbarkeit und 968 an denen 
der Sozialgerichtsbarkeit tätig. Der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
sind noch 2999 Staatsanwälte zuzurechnen. 

Am 1. Januar 1975 waren in der Bundesrepublik 26 854 Rechts- 
anwälte zugelassen. Eine Aufteilung nach Gerichtszweigen ist 
undurchführbar; Rechtsanwälte sind grundsätzlich berechtigt, 
vor allen Gerichten aufzutreten. Dies gilt auch für die Fach- 
anwälte für Steuerrecht, von denen es am 1. Januar 1974 1444 
bei damals 25 829 Rechtsanwälten gab. Es unterliegt allerdings 
keinem Zweifel, daß sich die Tätigkeit aller Rechtsanwälte zu- 
sammen überwiegend auf Sachen erstreckt, die der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit zugewiesen sind. 
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